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BEBAUUNGSPLAN NR. 155

"Südlich Pfingstweg"

LANDKREIS OSNABRÜCK

BEBAUUNGSPLAN NR. 155

"Südlich Pfingstweg"

mit Örtlichen Bauvorschriften

(SIEGEL)

Aufstellungsbeschluss

Der Rat/Verwaltungsausschuss der Gemeinde hat in seiner Sitzung am  die Aufstellung des

Bebauungsplanes Nr. 155 "Südlich Pfingstweg" beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss ist gemäß

§ 2 Abs. 1 BauGB am                  ortsüblich bekanntgemacht worden.

Bissendorf, den

...................................

Bürgermeister

Marie-Curie-Str.4a

Tel.

INGENIEURPLANUNGGmbH & Co.KG

49134 Wallenhorst

05407/880-0 Fax05407/880-88

Übersichtskarte M. 1:20000

Lagebezug: ETRS89 UTM 32N

Präambel und Ausfertigung

Aufgrund der §§ 1 Abs. 3 und 10 des Baugesetzbuches (BauGB) vom 23.09.2004 (BGBl. I S.2414)

in der aktuell gültigen Fassung, des § 84 der Niedersächsischen Bauordnung (NBauO) vom

03.04.2012 (Nds. GVBl. S. 46) in der aktuell gültigen Fassung und der §§ 10 und 58 des

Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBI. S.

576) in der aktuell gültigen Fassung, hat der Rat der Gemeinde Bissendorf diesen Bebauungsplan

Nr. 155 "Südlich Pfingstweg", bestehend aus der Planzeichnung, den textlichen Festsetzungen und

den örtlichen Bauvorschriften als Satzung beschlossen.

Bissendorf, den

...................................

Bürgermeister

Öffentliche Auslegung

Der Rat/Verwaltungsausschuss der Gemeinde hat in seiner Sitzung am                 dem Entwurf des

Bebauungsplans und der Begründung zugestimmt und seine öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs.

2 BauGB beschlossen.

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am                  ortsüblich bekannt gemacht.

Der Entwurf des Bebauungsplans mit der Begründung und die wesentlichen, bereits

vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen haben vom                     bis                   gemäß § 3

Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen.

Gemäß § 4a Abs. 2 BauGB sind gleichzeitig die Stellungnahmen der Behörden und sonstigen

Träger öffentlicher Belange gem § 4 Abs. 2 BauGB eingeholt worden.

Bissendorf, den

...................................

Bürgermeister

Planunterlage

Kartengrundlage: Liegenschaftskarte   Gemarkung Jeggen, Flur 7

Maßstab: 1:500

  Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsichen 

  Vermessungs- und Katasterverwaltung © April 2016

Herausgeber:   Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen

  Regionaldirektion Osnabrück-Meppen

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich

bedeutsamen baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach

(Stand vom 13.04.2016). Sie ist hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der baulichen Anlagen

geometrisch einwandfrei.

Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich.

Osnabrück, den

Geschäftsnachweis: L4-0299/2016

Landesamt für Geoinformation

und Landesvermessung Niedersachsen

Regionaldirektion Osnabrück-Meppen

- Katasteramt Osnabrück -                                 (Dienstsiegel)          .............................................

Satzungsbeschluss

Der Rat der Gemeinde hat den Bebauungsplan nach Prüfung der Stellungnahmen gemäß §§ 3

Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB in seiner Sitzung am                                 als Satzung (§10 BauGB)

sowie die Begründung beschlossen.

Bissendorf, den

...................................

Bürgermeister

Bekanntmachung

Die Erteilung der Genehmigung / der Beschluss des Bebauungsplans ist gemäß § 10 Abs. 3 BauGB

am                      ortsüblich bekannt gemacht worden.

Der Bebauungsplan ist damit am                     in Kraft getreten.

Bissendorf, den

...................................

Bürgermeister

(SIEGEL)

Verletzung von Vorschriften

Innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebauungsplanes sind Verletzungen von

Verfahrens- und Formschriften gemäß § 214 Abs. 1 BauGB oder beachtliche Verletzungen unter

Berücksichtigung des § 214 Abs. 1 BauGB der Vorschriften über das Verhältnis des

Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes oder beachtliche Mängel des

Abwägungsvorganges gemäß § 214 Abs. 3 BauGB nicht geltend gemacht worden. Entsprechende

Verletzungen oder Mängel werden damit unbeachtlich.

Bissendorf, den

...................................

Bürgermeister

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

1. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN gemäß § 9 Abs. 1 BauGB

1.1 Mischgebiet gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. BauGB § 6 BauNVO

a) Innerhalb des MI-1-Gebiets sind die gemäß § 6 Abs. 2 Nr. 6, 7, 8 BauNVO allgemein zulässigen

Nutzungen (Gartenbaubetriebe; Tankstellen; Vergnügungsstätten) gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO

ausgeschlossen.

b) Innerhalb des MI-2-Gebiets sind die gemäß § 6 Abs. 2 Nr. 1, 3, 6, 7, 8 BauNVO allgemein

zulässigen Nutzungen (Wohngebäude, Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften

sowie Betriebe des Beherbergungsgewerbes; Gartenbaubetriebe; Tankstellen;

Vergnügungsstätten) gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO ausgeschlossen.

c) Die gemäß § 6 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Vergnügungsstätten sind gemäß § 1

Abs. 6 Nr. 1 BauNVO nicht Bestandteil dieses Bebauungsplanes.

1.2 Höhenlage der Gebäude gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 3 BauGB

Die maximale Höhe der Oberkante des fertigen Fußbodens im Erdgeschoss über Normalhöhennull

(NHN) darf 75,50 m nicht überschreiten.

1.3 Höhe baulicher Anlagen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 Abs. 2 Nr. 4 und 18 Abs. 1

BauNVO

a) Traufhöhe:

Die Traufhöhe, gemessen von der Oberkante des fertigen Fußbodens im Erdgeschoss bis zum

Schnittpunkt des aufgehenden Außenmauerwerks mit der Außenfläche der Dacheindeckung, darf im

MI-1-Gebiet 6,50 m nicht überschreiten.

b) Firsthöhe:

Die Firsthöhe, gemessen von der Oberkante des fertigen Fußbodens im Erdgeschoss bis zur

Dachoberkante (höchster Punkt des Daches), darf im MI-1-Gebiet 9,50 m nicht überschreiten.

1.4 Anzahl der Wohnungen in Wohngebäuden gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB

Die höchstzulässige Zahl der Wohnungen ist bei Einzelhäusern auf maximal zwei begrenzt.

1.5 Anschluss anderer Flächen an die Verkehrsflächen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Für die Teilbereiche des Ml-1-Gebiets, die durch die planungsrechtliche Festsetzung „Umgrenzung

von Flächen für Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und die Regelungen des Wasserabflusses

gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 16 und Abs. 6a BauGB“ von der Planstraße getrennt sind, ist je Baugrundstück

nur eine Zufahrt mit einer Breite von maximal fünf Metern zulässig.

1.6 Schallschutzmaßnahmen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB

Innerhalb der festgesetzten Flächen sind passive Schallschutzmaßnahmen zum Schutz vor den von

der Kreisstraße K 324 „Schledehausener Straße“ ausgehenden Schallimmissionen zu treffen:

Die Außenbauteile von Gebäuden oder Gebäudeteilen, in den nicht nur zum vorübergehenden

Aufenthalt von Menschen bestimmten Räumen, sind in die in den folgenden Tabellen genannten

Lärmpegelbereiche gem. DIN 4109 “Schallschutz im Hochbau” einzustufen (Tabelle 8, DIN 4109).

Um für die bei Schlafräumen notwendige Belüftung zu sorgen, ist aus Gründen des

Immissionsschutzes bei Schlaf- und Kinderzimmern der Einbau von schallgedämmten Lüftern

vorgeschrieben, sofern keine Lüftungsmöglichkeit über von der Lärmquelle abgewandte Fenster

besteht (hier Westseite, rückwertige Fassaden wie in der vorangestellten Tabelle angegeben).

Gleiches gilt für Räume mit sauerstoffzehrenden Heizanlagen. Die Einhaltung der erforderlichen

Schalldämmwerte ist bei der genehmigungs- oder anzeigepflichtigen Errichtung, Änderung oder

Nutzungsänderung von Gebäuden oder Gebäudeteilen nachzuweisen.

1.7 Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gemäß § 9 Abs. 1

Nr. 25a BauGB

a) Mindestens 10 % der Grundstücksflächen sind mit heimischen, standortgerechten Gehölzen zu

bepflanzen, z.B. als Heckenpflanzung entlang der Grundstücksgrenzen. Die Bepflanzung ist

innerhalb eines Jahres nach Bezugsfertigkeit der Gebäude herzustellen.

b) Je Grundstück ist mindestens ein hochstämmiger heimischer, standortgerechter Laubbaum

(Pflanzqualität: Stammumfang mindestens 18-20 cm in 1,00 m Höhe über Wurzelhals) zu pflanzen

und dauerhaft zu erhalten.

c) Die Flächen zur Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sind als

geschlossene Sichtschutzpflanzung mit standortgerechten Bäumen und Sträuchern anzulegen und

dauerhaft zu erhalten. Die Gehölze sind im Diagonalverband mit Pflanzabständen von ca. 1,5 m x

1,5 m zu pflanzen.

Innerhalb der Flächen mit der Bezeichnung P-2 sind ausschließlich flachwurzelnde Gehölze zu

pflanzen.

2. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN ÜBER DIE GESTALTUNG gemäß § 9 Abs. 4

BauGB i.V.m. § 84 NBauO

2.1 Dachausbildung

a) Es sind nur geneigte Dächer mit Neigungswinkeln von mindestens 6° zugelassen. Ausgenommen

von dieser Regelung sind im gesamten Plangebiet Garagen und Nebenanlagen gemäß §§ 12 und

14 BauNVO sowie untergeordnete Gebäudeteile (wie Dachaufbauten, Erker und Frontspieße).

b) Dachaufbauten (Gauben) und Dacheinschnitte sind bis maximal ½ der Trauflänge der jeweiligen

Gebäudeseite zulässig und müssen einen Abstand von mindestens 1,50 m vom Ortgang bzw. vom

Walmgrad einhalten.

2.2 Einfriedungen

Straßenseitige Einfriedungen sind durch Mauern bis max. 0,80 m oder lebende Hecken bzw. Zäune

bis max. 2,00 m, gartenseitige Einfriedungen bis zu einer Höhe von 2,00 m in Form von Zäunen oder

lebenden Hecken zugelassen; Kombinationslösungen Hecke / Zaun sind zulässig.

3. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN gemäß § 9 Abs. 6 BauGB und sonstige

Hinweise

3.1 Überplanung des Bebauungsplans Nr. 141 „Jeggen - Nördlich Heidekamm“

Durch den Bebauungsplan Nr. 155 „Südlich Pfingstweg“ wird der rechtsverbindliche Bebauungsplan

Nr. 141 „Jeggen - Nördlich Heidekamm“ teilweise überplant. Mit Inkrafttreten des Bebauungsplans

Nr. 155 „Südlich Pfingstweg“ werden alle zeichnerischen und textlichen Festsetzungen des

Bebauungsplans Nr. 141 „Jeggen - Nördlich Heidekamm“ für die überplanten Flächen unwirksam.

3.2 Ersatzflächen

a) Der Bebauungsplan Nr. 155 „Südlich Pfingstweg“ verursacht bei seiner Realisierung Eingriffe in

Boden, Natur und Landschaft, die auszugleichen sind (10.289 Werteinheiten). Dazu steht eine

externe Ausgleichsfläche zur Verfügung: Gemarkung Grambergen, Flur 9, Flurstücke 143/1, 147,

19/1, 74/1, und 16 (siehe nachstehenden Übersichtsplan).

b) Der Bebauungsplan Nr. 155 „Südlich Pfingstweg“ überplant Flächen zum Schutz, zur Pflege und

zur Entwicklung von Natur und Landschaft, die zum Ersatz der Eingriffe in Boden, Natur und

Landschaft aus dem rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 141 „Jeggen - Nördlich Heidekamm“

festgesetzt sind. Dazu steht eine externe Ausgleichsfläche zur Verfügung: Gemarkung

Grambergen, Flur 9, Flurstück 147 (siehe nachstehenden Übersichtsplan).

       Ersatzflächen ohne Maßstab (© OpenStreetMap-Mitwirkende)

Diese externen Ausgleichsflächen werden als Sammelausgleichsmaßnahmen gemäß § 9 Abs. 1a

BauGB den Eingriffsflächen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes voll zugeordnet.

3.3 Archäologische Bodenfunde gemäß § 14 NDSchG

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das können

u.a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige

Bodenverfärbungen und Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht oder

Denkmale der Erdgeschichte freigelegt werden, sind diese gemäß § 14 Abs. 1 des Nds.

Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und müssen der Denkmalbehörde des Landkreises

Osnabrück (Stadt- und Kreisarchäologie im Osnabrücker Land, Lotter Straße 2, 49078 Osnabrück,

Tel. 0541/323-2277 oder -4433) unverzüglich gemeldet werden.

Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und

Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von vier Werktagen nach der Anzeige

unverändert zu lassen bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die

Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.

3.4 Straßenverkehrslärm

Das Plangebiet wird von der vorhandenen Kreisstraßen K 324 „Schledehausener Straße“ beeinflusst.

Von der genannten Verkehrsfläche gehen Emissionen aus. Für die in Kenntnis dieser Verkehrsanlage

errichteten baulichen Anlagen können gegenüber dem Baulastträger keinerlei

Entschädigungsansprüche hinsichtlich weitergehenden Immissionsschutzes geltend gemacht werden.

3.5 Bauverbotszone

Längs der Kreisstraße K 324 „Schledehausener Straße“ dürfen gemäß § 24 Abs. 1 NStrG

Hochbauten jeder Art in einer Entfernung bis zu 20 m, gemessen vom äußeren Rand der befestigten

Fahrbahn, und bauliche Anlagen, die über Zufahrten oder Zugänge unmittelbar oder mittelbar

angeschlossen werden sollen, nicht errichtet werden.

Dies gilt entsprechend für Aufschüttungen und Abgrabungen größeren Umfangs sowie für

Werbeanlagen. Weitergehende bundes- oder landesrechtliche Vorschriften bleiben unberührt.

3.6 Freihaltung der Sichtdreiecke

Auf die Verpflichtung zur Freihaltung der Sichtdreiecke von Bebauungen, Einfriedungen und

Bepflanzungen mit einer Höhe von über 0,8 m über der Fahrbahnoberkante wird hingewiesen. Eine

Bepflanzung mit einzelnen hochstämmigen Bäumen kann jedoch erfolgen, sofern eine

Sichtbehinderung für den Verkehr durch sie nicht ausgelöst wird.

3.7 Geruchsimmissionen

Das geplante Baugebiet liegt in einem Bereich, dessen Umfeld durch die landwirtschaftliche Nutzung

geprägt ist. Geruchsimmissionen, die sich aus einer ordnungsgemäßen Bewirtschaftung benachbarter

Ackerflächen ergeben, sind als ortsüblich zu bewerten und hinzunehmen

3.8 Artenschutz (Baufeldräumung)

Diejenigen Bau- und Erschließungsmaßnahmen (Entfernung von Gehölzen/ Beseitigung sonstiger

Vegetationsstrukturen/ Abschieben von vegetationsbedecktem Oberboden), die zu einer Entfernung

aller Brutmöglichkeiten und damit zu Erfüllung möglicher artenschutzrechtlicher Tatbestände führen,

müssen nach Abschluss der Brutsaison und vor Beginn der neuen Brutsaison (also zwischen

01. August und 01. März) stattfinden.

Sollte die Entfernung von Gehölzen/ Beseitigung sonstiger Vegetationsstrukturen/ Abschieben von

vegetationsbedecktem Oberboden außerhalb des genannten Zeitraumes erforderlich sein, sind

unmittelbar vor dem Eingriff diese Bereiche/ Strukturen durch eine fachkundige Person (z.B.

Umweltbaubegleitung) auf ein Vorkommen von aktuell besetzten Vogelnestern zu überprüfen.

Von der Bauzeitenbeschränkung kann abgesehen werden, wenn durch die Überprüfung der

fachkundigen Person festgestellt wird, dass keine Beeinträchtigungen europäischer Vogelarten und

bodenbrütender Feldvögel durch die Baufeldräumung zu befürchten sind. Beim Feststellen von aktuell

besetzten Vogelnestern ist die Untere Naturschutzbehörde zu benachrichtigen und das weitere

Vorgehen abzustimmen. Entsprechende Hinweise sind hierzu im Bebauungsplan vorzusehen.

3.9 Rechtliche Grundlagen

Die dieser Planung zugrundeliegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse,

DIN-Vorschriften) können während der Dienststunden bei der Gemeinde Bissendorf im Fachdienst

Planen und Bauen eingesehen werden.

3.10 Abfallbehälter

Die Abfallbehälter aus der Sackgasse müssen in den Wendehammer gestellt werden, da die

Müllsammelfahrzeuge keine anderweitige Möglichkeit zu drehen haben.

Planzeichenerklärung

Flurgrenze 

1. Art der baulichen Nutzung 

  II. Festsetzungen des Bebauungsplanes

Gemarkungsgrenze

  I. Bestandsangaben

Flurstücksnummer

mit Grenzmal

Flurstücks- bzw. Eigentumsgrenze
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3
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Wirtschaftsgebäude, Garagen

Wohngebäude mit Hausnummern

Gemäß Planzeichenverordnung 1990 vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I, S. 58) in der aktuell gültigen Fassung und der

Baunutzungsverordnung vom 23.01.1990 (BGBl. I, S. 132) in der aktuell gültigen Fassung.

Im übrigen wird auf die Planzeichenvorschrift DIN 18702 für großmaßstäbige Karten und Pläne

verwiesen

(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, i.V.m. §§ 1 bis 11 BauNVO)

Leitungsrecht zugunsten der Ver- und Entsorgungsträger und der Gemeinde

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes

Sichtdreiecke für Straßenkreuzungen gem. RAL 2012 / RASt 06 von ständigen

Sichthindernissen freizuhaltende Flächen zwischen 0,80m und 2,50m oberhalb

Fahrbahnoberkante

und die Regelung des Wasserabflusses

(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 16 und Abs. 6a BauGB)

10. Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz

13. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und

zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

RegenrückhaltebeckenR

GFZ
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o

(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, i. V. m. §§ 16 bis 21a BauNVO)

6. Verkehrsflächen

(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

Straßenbegrenzungslinie auch gegenüber Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

Straßenverkehrsfläche

Baugrenze

nur Einzelhäuser E

I, II usw.

15. Sonstige Planzeichen

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, i. V. m. §§ 22 u. 23 BauNVO)

Geschossflächenzahl 

Grundflächenzahl 

offene Bauweise 

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs der angrenzenden Bebauungspläne

Hinweis (Darstellung ohne Normcharakter)

Mischgebiet i.V.m. der textlichen Festsetzung Nr. 1.1

überbaubarer Bereich

nicht überbaubarer Bereich

MI

Umgrenzung von Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und die

Regelung des Wasserabflusses

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen

Bepflanzungen

OpenStreetMap-Mitwirkende©

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

zu erhaltende Einzelbäume

EG und OG

Bezug auf die Schledehausener Straße *)

Einstufung

Lärmpegel-

bereich

Vorder- und Seitenfassadender Gebäude im 

LPB III

Schallschutzmaßnahmen

Teilbereich für passive 

Geschoss

(LPB)

        *) Erläuterung/Definition:

        Fassaden zur Fassaden die einen Winkel von 0 bis 60 Grad zur

        Schledehausener Straße Straßenachse bilden

     Seitenfassaden Fassaden die einen Winkel von 60 bis 120 Grad zur

Straßenachse bilden

     Rückseiten Fassaden die einen Winkel von 120 bis 180 Grad zur

     der Gebäude Straßenachse bilden

Rückwertige Fassadender Gebäude

im Bezug auf die Schledehausener Straße *) 

EG und OG

-

Planzeichen ergänzend zur Planzeichenverordnung

Abgrenzung des Teilbereiches für passive Schallschutzmaßnahmen

(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 13 und Abs. 6 BauGB)

8. Hauptversorgungs- und Hauptabwasserleitungen

Niederspannungs-Erdkabel

P-1/P-2
Bezeichnung  i.V.m. der textlichen Festsetzung Nr. 1.7c 


